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Allgemeines

• Wirtschaftslage generell und finanzielle Situation der Gemeinden

• Grundverkehr als Motor regionaler Wirtschaft

• Einmaleffekte oder längerfristige Entwicklungsperspektiven

• Interdependenz von Grundverkehr und Gemein(de)wohl

• Zahlen und Fakten
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Wirtschaftliches Umfeld

• Rezessionsjahre 2023 und 2024

• Abwärtstrend der Investitionstätigkeit seit 2022 (Quelle: WKO)

• Im Jahr 2024 noch sinkender Trend in der Bauwirtschaft

• Spiegelbildliche Reduktion der genehmigungspflichtigen 
Grundverkehrsfälle in den letzten Jahren
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Rechtsrahmen 1

• Genehmigungspflicht § 90 NÖ Gemeindeordnung (vgl. § 76 STROG)

• LGBl. 12/2018 gänzlicher Wegfall des Tatbestandes des Grunderwerbes

• Veräußerung, Verpfändung oder sonstige Belastung von unbeweglichem Vermögen

• Rechtsgeschäfte sind bis zur aufsichtsbehördlichen Genehmigung schwebend 
unwirksam

• Ausnahme Baurecht, bei ausdrücklich vereinbartem Zweck des geförderten Wohnbaus

• Wertgrenze, 3% Ergebnishaushalt

• Rechtswohltat bei nachgewiesener Einhaltung des ortsüblichen Preises

• Versagungsgründe

Genehmigungspflichtige Rechtsgeschäfte 
im Gemeindegrundverkehr
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Rechtsrahmen 2

• § 90 Abs. 1 Z. 1 NÖ Gemeindeordnung (vgl. § 76 Abs. 1 lit. a STROG)

• genehmigungspflichtig Tatbestände

Die Veräußerung, Verpfändung oder sonstige Belastung von unbeweglichem Vermögen, 

ausgenommen die Einräumung eines Baurechts zur Errichtung von Bauwerken nach dem NÖ 

Wohnungsförderungsgesetz 2005, LGBl. 8304, wenn die Baurechtseinräumung zu diesem Zweck 

ausdrücklicher Vertragsbestandteil ist, sowie hiermit im Zusammenhang stehende Belastungen 

durch Vorkaufsrechte, Wiederkaufsrechte, Reallasten oder Dienstbarkeiten.

Tausch, Verkauf, Einräumung von Dienstbarkeiten etc.
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Rechtsrahmen 3

• § 90 Abs. 1 Z. 1 NÖ Gemeindeordnung

• Abgrenzung: nicht genehmigungspflichtig

Verpachtung

Solange damit keine verbücherten Belastungen des Grundstückes einher gehen …

Achtung etwa bei gleichzeitiger Belastung, zB Servituten, um den Gegenstand der Pacht auch wirklich 
ausüben zu können

Ankauf (seit LGBl. Nr. 12/2018)

Achtung bei Ankauf und gleichzeitiger Belastung

Baurechtsbestellung, aber Schaffung von gefördertem Wohnraum (seit LGBl. Nr. 17/2019)

Voraussetzung: ausdrückliche Vertragsbestimmung

Achtung bei nur teilweiser Schaffung von gefördertem Wohnraum
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Rechtsrahmen 4

• Genehmigungsfrei nach § 90 Abs. 4 Z. 1 NÖ GO (seit 2009)

• vgl. § 76 Abs. 3 lit f. NÖ STROG

Genehmigungsfrei … ist die Veräußerung von unbeweglichem Vermögen, 
wenn der Kaufpreis den ortsüblichen Preis nicht unterschreitet. 

Dies muss allerdings durch ein aktuelles Gutachten eines 
Amtssachverständigen oder eines gerichtlich beeideten Sachverständigen vor 
Beschlussfassung durch den Gemeinderat nachgewiesen werden;
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Rechtsrahmen 5

• Genehmigungsfrei nach § 90 Abs. 2 NÖ GO (vgl. § 76 Abs. 2 NÖ STROG)

Genehmigungsfrei … ist die Veräußerung, Verpfändung oder sonstige Belastung 
unbeweglichen Vermögens, wenn der Wert 3% der Summe der Erträge des 
Ergebnisvoranschlages nicht übersteigt. 
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Genehmigungsansuchen

• Inhalt eines Genehmigungsansuchens

• Ansuchen

• Einladung zur Sitzung des Gemeinderats (samt Tagesordnung und 
Ladungsnachweisen)

• Auszug aus dem Gemeinderatssitzungsprotokoll über die Beschlussfassung des 
Rechtsgeschäfts

• Die von allen Vertragsparteien unterfertigte Urkunde

• Nachweis für die möglicherweise Überschreitung der Wertgrenze

• Gutachten eines Amtssachverständigen oder gerichtlich beeideten Sachverständigen
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Rechtsrahmen 6

• Maßstab § 72 Abs. 1 NÖ GO 1973 (vgl. § 54a Abs. 1 NÖ STROG)

Die Gemeinde (Stadt) hat ihren Haushalt so zu planen und zu 
führen, dass sie im Stande ist, ihre Aufgaben ordnungsgemäß zu 
besorgen. 

Der Haushalt ist wirtschaftlich, zweckmäßig und sparsam zu 
führen.
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Rechtsrahmen 7

• Versagungsgründe

1. Maßnahme widerspricht einer Bestimmung der NÖ GO 1973 bzw. des NÖ STROG (§
90 Abs. 5 Z 1 NÖ GO; § 76 Abs. 5 lit. c NÖ STROG)

2. Maßnahme ist nicht im Voranschlag vorgesehen und die Folgebelastungen sind nicht 
im mittelfristigen Finanzplan berücksichtigt (§ 90 Abs. 5 Z 2 NÖ GO; § 76 Abs. 5 lit. 
d NÖ STROG)

3. Maßnahme ist mit der Gefahr einer dauernden Schmälerung des Gemeindevermögens 
verbunden (§ 90 Abs. 5 Z 3 NÖ GO; § 76 Abs. 5 lit. a NÖ STROG)

4. Maßnahme ist mit einer übermäßigen Verschuldung verbunden (§ 90 Abs. 5 Z 4 NÖ 
GO; § 76 Abs. 5 lit. b NÖ STROG)
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Versagungsgründe 1

• Widerspruch zu den gesetzlichen Bestimmungen der NÖ GO 1973 und des NÖ 
STROG

• Versagungsgrund liegt vor, wenn die Maßnahme einer Bestimmung der NÖ GO 
(bzw. NÖ STROG) widerspricht und die Rechtswidrigkeit nicht innerhalb einer 
von der Aufsichtsbehörde zu setzenden Frist behoben wird.

Im Grundverkehr sind das etwa in der Vertragsurkunde enthaltene Haftungen (§ 78 Abs. 1 
NÖ GO 1973) vgl. zB Mietausfallsrisiko im Baurecht

• Übernahme nur bei besonderem Interesse der Gemeinde;

• Nachweis des Schuldners zur ordnungsgemäßen Verzinsung und Tilgung;

• Befristung der Haftung;

• Ziffernmäßige Bestimmtheit des Haftungsbetrages;

• Nachweis über Zahlbarkeit der Haftung durch Gemeinde im Anlassfall;
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Versagungsgründe 2

• Fehlende Veranschlagung

Dieser Versagungsgrund ist gegeben, wenn die Maßnahme nicht im 
Voranschlag vorgesehen ist und die Folgebelastungen nicht in der 
mittelfristigen Finanzplanung berücksichtigt wurden.

Ist die Maßnahme nicht veranschlagt hat der Gemeinderat einen 
Nachtragsvoranschlag mit der entsprechenden Veranschlagung zu 
beschließen.
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Versagungsgründe 3

• Gefahr der dauernden Schmälerung des Gemeindevermögens bei 
Veräußerung, Verpfändung oder sonstiger Belastung unbeweglichen 
Vermögens

Dieser Versagungsgrund ist NICHT gegeben, wenn 

• Gutachten eines Amtssachverständigen oder eines gerichtlich beeideten 
Sachverständigen die Ortsüblichkeit des Preises bestätigt

• mit der Maßnahme bei gesamtwirtschaftlicher Betrachtungsweise 
Einnahmensteigerungen und wirtschaftliche Vorteile für die Gemeinde verbunden 
sind. In diesem Fall sind alle zweckdienlichen Kalkulationen und Unterlagen, die das 
nachweisen, im Gemeinderat zu beschließen und der Aufsichtsbehörde vorzulegen. 
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Genehmigung

• Genehmigung der Maßnahmen, Zuständigkeit

Genehmigung durch zuständigen Landesrat (Einzelzuständigkeit), wenn der Wert der 
Maßnahme bis zu maximal € 75.000,- über der Wertgrenze von 3% der Summe der 
Erträge des Ergebnishaushaltes liegt.

Genehmigung durch die Landesregierung (Kollegialbeschluss), wenn der Wert der 
Maßnahme über einem Wert liegt der 3% der Summe der Erträge des Ergebnishaushaltes 
um € 75.000,- übersteigt.
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